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Camp, Ak�onen und Posi�onen

Vom 26. bis 31. August fand im Kölner Grüngürtel das 
antimilitaristische Camp „Rheinmetall entwaffnen“ statt. 
Während auf dem Camp selbst politischer und kultureller 
Austausch und insbesondere die Vernetzung im Mittel-
punkt standen, wurde es begleitet durch viele kleinere und 
größere Aktionen und Blockaden vor Bundeswehr-Ein-
richtungen und Rüstungsbetrieben, auch ein SPD-Büro 
wurde zwischenzeitlich besetzt. Auch dadurch, dass die 
Stadt Köln das Camp ursprünglich verbieten wollte, ha-
ben die Medien relativ prominent, wenn auch nicht be-
sonders wohlwollend, berichtet. Immerhin wurden dabei 
zunächst auch mehrfach die Positionen der Veranstal-
ter*innen wiedergegeben. Zum Auftakt des Camps be-
richtete z.B. der WDR ausführlich.1 Dort wird auch ein 
Vertreter des Bündnisses zitiert, der „sowohl Russland als 
auch den Westen als Teil einer machtgetriebenen Weltord-
nung [sieht] und […] den Ukraine-Krieg einen ‚Konflikt 
zwischen Großmächten‘ nennt. Er lehnt Waffenlieferun-
gen ab, weil sie aus seiner Sicht den Krieg verlängern und 
nicht der Bevölkerung helfen.“ Kontrastiert wird das mit 
den gängigen Einschätzungen, in diesem Fall von Stolten-
berg, Carsten Breuer und Sönke Neitzel, zusammenfas-
send der Einschätzung des Bündnisses gegenübergestellt 
mit der Formulierung: „Sicherheitsexperten sagen das 
Gegenteil“. Auch nicht fehlen darf offenbar die Einord-
nung, das Protestbündnis gelte „bei mehreren Landes-
Verfassungsdiensten als linksextremistisch beeinflusst“.

Am meisten öffentliche Resonanz erfuhr eine Blocka-
de vor einem Karrierecenter der Bundeswehr. Auch hier 
wurde das Bündnis in verschiedenen Medien (hier wie-
derum der WDR2) zitiert: „Sobald die Wehrpflicht wieder 
eingeführt ist, werden hier auch die Rekrutierungen orga-
nisiert. Deshalb sind wir heute schon hier, um klar zu sa-
gen: Wir sind nicht kriegsbereit!“ Diese Blockade wurde 
von der Polizei aufgelöst. Als ich die Berichterstattung 
überflog, bevor ich zur abschließenden Parade des Camps 
anreiste, dachte ich mir: Gegen Waffenlieferungen an die 
Ukraine und gegen die Wehrpflicht: Bei beiden Themen 
haben die Aktivist*innen laut Umfragen eine Mehrheit 

oder eine sehr große Minderheit der Bevölkerung hinter 
sich. Um damit jedoch in die Leitmedien zu kommen, 
müssen sie offenbar Repression und Gewalt riskieren. 
Das zeigte sich mit besonderer Deutlichkeit bei der ab-
schließenden Parade am Samstag, die von der Polizei mit 
massiver Gewalt zerschlagen und einseitig für beendet er-
klärt worden ist.

Ein historischer Moment…

Dabei hatte der Samstagnachmittag großartig angefan-
gen. Es war abgesprochen, dass die Parade im Anschluss 
an die traditionelle Kundgebung des Kölner Friedensfo-
rums startet und es war vielleicht ein historischer Mo-
ment, als die wenigen hundert, überwiegend älteren Teil-
nehmer*innen dieser Kundgebung zusahen, wie hunderte, 
überwiegend jüngere Menschen aus dem Camp, aus der 
näheren und ferneren Umgebung hinzuströmten. Von bei-
den Lautsprecherwagen wurde sich freundlich begrüßt, 
dann die Versammlungsleitung von der Kundgebung an 
die Demo übergeben. Unübersehbar wuchs auch die Poli-
zeipräsenz und nahm einen deutlich martialischeren Cha-
rakter an. Geplant war, dass die Kundgebung des Frieden-
forums und die Parade von Rheinmetall Entwaffnen zu-
sammen gemeinsam etwa drei Kilometer zum Chlodwig-
splatz ziehen und dort die Abschlusskundgebung des 
Friedensforums mit „Musik und Kultur für den Frieden“ 
stattfinden sollte. Anschließend sollte die Parade etwa 
weitere drei Kilometer zu jener Kaserne fortgesetzt wer-
den, zu der auch das bereits zuvor blockierte „Karriere-
center“ gehört.

Doch bereits der Beginn der Parade wurde von der Po-
lizei wegen vermeintlicher Verstöße gegen Demonstrati-
onsauflagen über eine Stunde aufgehalten. Von Anfang an 
zeigte die Polizei ein äußerst provokatives Auftreten, ihre 
lautstarken, in einem patriarchalen Ton gehaltenen Ansa-
gen erfolgten ziemlich offensichtlich nicht zufällig immer 
wieder zeitgleich mit Durchsagen des Demo-Lauti, z.B. 
während die letzte Ansage der Polizei von dort für die in-
ternationalen Teilnehmenden auf Englisch übersetzt wur-
de. Auch unterwegs wurde die Demo mehrfach und über 
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längere Zeiträume von der Polizei aufgehalten. Viele äu-
ßerten bereits zu diesem Zeitpunkt, dass die Polizei syste-
matisch versuche, die Demo in ihrer geplanten Form zu 
unterbinden – das war eigentlich offensichtlich.

… endet in Repression

Die massive, vermummte und behelmte Polizeipräsenz 
konterkarierte auch den ursprünglich geplanten Charakter 
als Parade und führte dazu, dass sie eher den Charakter 
einer kämpferischen Demonstration mit geschlossenen 
Blöcken annahm. Einige der teilnehmenden Spektren 
schienen das ohnehin so geplant zu haben. Nachdem aus 
einem dieser Blöcke sog. „Bengalos“ gezündet wurden, 
kündigte die Polizei bereits an, die Verantwortlichen zu 
identifizieren und aus der Demo zu entfernen. Nachdem 
die Demo so etwa drei Stunden für den ersten Kilometer 
gebraucht hatte, wurde sie in der Mechtildisstrasse, einer 
dicht bebauten Zufahrt zur Severinsbrücke, massiv von 
der Polizei angegriffen und in drei Teile gespalten. Zu-
nächst schien es so, als seien zwei Drittel der Demo ein-
gekesselt worden, letztlich waren es etwa sechshundert 
Menschen, die so über bis zu zehn Stunden festgesetzt 
wurden. Die Polizei erklärte die restliche Versammlung 
per Lautsprecher für beendet, die „ehemaligen Versamm-
lungsteilnehmerinnen“ für „entfernungspflichtig“ und 
drohte ihnen „Maßnahmen zu ihrem Nachteil“ an. Sie war 
für den Versammlungsleiter und den Anwalt des Bündnis-
ses daraufhin für Stunden nicht erreichbar und ansprech-
bar. Auch die Versuche der parlamentarischen Demobe-
obachterin, eine Kommunikation herzustellen, wurden 
mit Polizeigewalt beantwortet. Die Polizei rechtfertigte 
ihr Vorgehen zunächst mit den gezündeten Rauchbom-
ben, dann mit vermeintlichen Angriffen auf Polizeibeam-
t*innen, aber laut tagesschau.de auch damit, man habe 
verhindern wollen, „dass die Demonstranten am Rande 
der Kundgebung oder während des Demonstrationszuges 
erneut Gebäude oder Straßen blockieren“.3 Sowohl Ver-
stöße Einzelner als auch unterstellte zukünftige Absichten 
sind ein versammlungsrechtlich heikler Grund, eine 
Demo mit gut 3.000 Menschen mit massiver Polizeige-
walt anzugreifen, zu zerschlagen und für aufgelöst zu er-
klären. Letzteres funktionierte allerdings nicht. Der „Ent-
fernungspflicht“ kam über Stunden kaum jemand nach, 
auch das Kölner Friedensforum harrte bis in die Nacht vor 
dem Kessel aus und verlegte Teile seiner geplanten Ab-
schlusskundgebung auf den verbliebenen Lautsprecher-
wagen.

Desinforma�on, Diskurs und Gewalt

„Nie, nie, nie wieder Wehrpflicht“ war eine der Parolen, 
die auf dem ersten Kilometer der Demo skandiert wurde. 
Eine andere war: „Die Reichen wollen Krieg, die Jugend 
eine Zukunft“. Die Demonstration mit gut 3.000 Men-
schen wurde massiv von der Polizei angegriffen, de facto 

zerschlagen. „Ausschreitungen bei Anti-Kriegs-Demo in 
Köln“ titelte z.B. tagesschau.de4, andere Leitmedien be-
richteten gar von „Krawallen“. Das ist Desinformation! 
Das waren keine Ausschreitungen, das war einfach nur 
Polizeigewalt.5 Das war eine Demonstration mit unliebsa-
men Inhalten, die einfach unter massiver Polizeigewalt 
zerschlagen wurde. Leider überrascht das kaum noch, 
auch das gehört zur „Kriegstüchtigkeit“: Opposition ver-
unglimpfen, marginalisieren und mundtot zu machen – 
oder das zumindest zu versuchen. Denn bei der Kriegs-
tüchtigkeit handelt es sich um ein Programm der Regie-
rung gemeinsam mit anderen Eliten, das den Interessen 
fast der ganzen Bevölkerung zuwiderläuft: Den Arbeite-
rinnen und Arbeitern, den Alten, Kranken und Obdachlo-
sen, den Wehrpflichtigen, ihren Eltern und Großeltern. Es 
ist ein Programm, das natürlich Widerstände hervorruft 
und das mit Propaganda und gegebenenfalls auch Gewalt 
durchgesetzt werden muss. Das ist ganz offensichtlich. 
Deshalb ist es wichtig, hier Propaganda auch als das zu 
benennen, was sie ist. Auffällig ist im Übrigen, dass die 
meisten Videos, die seither über die „gewaltsamen Aus-
einandersetzungen zwischen der Polizei und Demonstran-
ten“ kursieren, von der Polizei oder Anwohnenden stam-
men (auch auf ihnen ist Gewalt nur von einer Seite er-
kennbar), ich persönlich habe z.B. im ganzen Verlauf der 
zuvor viel diskutierten Demonstration in der Medienstadt 
Köln keine einzige Kamera des WDR (oder anderer öf-
fentlich-rechtlicher Sender) entdecken können. Sie waren 
nach Angaben des Presseteams von Rheinmetall Entwaff-
nen auch nicht mehr erreichbar.

Übrigens: Man muss nicht unbedingt dabei gewesen 
sein, um die Propaganda zu erkennen, das steht im Grun-
de in der Propaganda selbst, soweit sie die Bilanz der Po-
lizei zitiert: Nachdem etwa sechshundert Menschen acht 
Stunden gekesselt und einzeln die Personalien festgestellt 
wurden, erfolgte eine einzige Festnahme unter dem Vor-
wurf des „Widerstandes“. Eine ganz offensichtlich mage-
re Bilanz dafür, eine Demo mit 3.000 Menschen zu zer-
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schlagen. Die andere: Angeblich wurden 147 verletzte 
Demonstrant*innen und 13 verletzte Beamt*innen festge-
stellt.

Anmerkungen

1   Sabine Schmitt: Für die Ukraine, aber gegen Waffen 
von Rheinmetall - geht das?, wdr.de, 27.8.2025

4   Der Artikel bei tagesschau.de wurde mittlerweile (ver-
mutlich mehrfach) ergänzt und überarbeitet, die Version 

2   Markus Schmitz: Polizei löst Blockade vor Bundes-
wehr-Karrierecenter in Köln auf, wdr.de, 27.8.2025

3   Nach Gewalt bei Anti-Kriegs-Demo: Bericht rechtfer-
tigt Polizei-Einsatz, wdr.de, 11.9.2025

5   Die Demosanitäter*innen, die den Protest betreuten, 
berichteten außerdem in einer Instagram-Story in der 
Nacht vom 31. August um 3.30 Uhr: „Wir erleben grade 
einen der heftigsten Einsätze in unserer Gruppenge-
schichte mit unzähligen Verletzten. Die Polizei stoppte 
die Rheinmetall Entwaffnen Demonstration in Köln, 
kesselte einen größeren Block weitgehend ein und zieht 
auch noch zur Stunde mit Gewalt [a]uch einzelne De-
monstrant*innen aus dem eingekesselten Demonstrati-
onsblock. Dabei kommt es immer wieder zu Verletzten, 
die teilweise auch einem Krankenhaus zugeführt wer-
den mussten. Wir gehen von einer hohen zweistelligen 
bis niedrig dreistelligen Patient*innenzahl aus.“

vom 31.8.2025, Stand 19:04 ist hier per Screenshot do-
kumentiert.

Das Kölner Friedensforum hat am 30. August anlässlich des 
Jahrestages des Überfalls Nazi-Deutschlands auf Polen eine 
Kundgebung unter dem Motto „Frieden schaffen – Aufrüstung 
stoppen! Gemeinsam für internationale Solidarität und die 
Einhaltung des Völkerrechts“ organisiert.

Anschließend war eine gemeinsame Demonstration und 
Kundgebung mit der bundesweiten Initiative „Rheinmetall 
entwaffnen“ auf dem Chlodwigplatz geplant. Dies wurde 
durch massive Polizeigewalt verhindert.

Friedensbewegung und Antikriegsbewegung, Vertreter der 
belgischen Friedensbewegung, eine Rednerin der Gruppe „Pa-
lestinians & Jews for Peace“, ein ukrainischer Kriegsdienst-
verweigerer, RednerInnen von „Rheinmetall entwaffnen“ so-
wie MusikerInnen und und internationale KünstlerInnen für 
den Frieden sollten die Perspektive und Bedeutung internatio-
naler Solidarität von unten gegen die globale Aufrüstungsspi-
rale und dem demokratieschädigenden Geschäften mit Tod zur 
Geltung bringen.

Bereits der Auftakt der Demonstration wurde verzögert von 
einer Einsatzleitung, die sich der von uns gewünschten Ko-
operation und politischen Klärung entzog: Auch der Versuch 
von unserer Demoleitung und den auf dem Platz zuständigen 
zwei KontaktpolizistInnen, sich mit ihrem Einsatzleiter ge-
meinsam zu beraten, um eine Klärung über die Voraussetzun-
gen einen zügigen Start der Demo herbeizuführen, scheiterte. 
Diese Praxis wurde später in der Mechthildisstraße fortgesetzt, 
wo die Demonstrationsleitung über 3 Stunden keinen An-
sprechpartner seitens der Polizei hatte.

Wir sehen hier seitens des Innenministeriums, des Polizei-
stabes und der Einsatzleitung die Absicht, die Proteste für 
Frieden und gegen die massive Aufrüstungs- und Kriegspoli-
tik der Bundesregierung zu kriminalisieren.

Hinzu kommt, dass von breiten Teilen der Medien ins Ge-
genteil verkehrt wird, was für uns, die wir diese Demonstrati-
on erlebt und mitgestaltet haben, erfahrbar war: Diese De-
monstration ist nicht gestoppt worden, weil sie gewalttätig 
war, sondern weil sie in Opposition zur „Kriegstüchtigkeit“ 
für den Frieden stand, sie ist gestoppt worden, obwohl sie 
friedlich war. Wir haben die Realität mitbekommen, wie sie 
das Team vom Bündnis „Rheinmetall entwaffnen“ und etliche 

Demoteilnehmer dokumentiert und geschildert haben – eine 
auf Eskalation ausgerichtete Strategie der Polizei, die darauf 
abzielte, die geplanten Kundgebungen und die Demonstration 
nicht stattfinden zu lassen. Sie hat zu Verletzungen von 147 
Menschen durch das Vorgehen der Polizei geführt. 18 Perso-
nen mussten ins Krankenhaus eingeliefert werden. Wir stehen 
an der Seite aller Menschen, die Opfer von Polizeigewalt ge-
worden sind und werden juristische Schritte gemeinsam mit 
dem Bündnis „Rheinmetall entwaffnen“ unternehmen.

Die Falschbehauptungen über Gewalt seitens der Demons-
tration sollen ablenken von dem Licht der Aufklärung, das auf 
die Geschäfte mit dem Tod gelenkt wurde, die weltweit unsag-
bares Leid, Tod und Zerstörung bedeuten. Und deren Profite 
hierzulande gemacht werden auf Kosten einer zivilen und so-
zialen Entwicklung der Bevölkerung, der Krankenhäuser, 
Schulen, Hochschulen, der Kultur…

Sie sollen ablenken von den positiven Konsequenzen, die 
weltweit und hierzulande aus 1933 und der Befreiung 1945 
gezogen worden sind, und für deren Verwirklichung der Anti-
kriegstag steht: Die Einheit sozialer und bürgerlicher Rechte, 
das Friedensgebot des Grundgesetzes und des Völkerrechts. 
Dafür stand und steht heute das Bündnis der antimilitaristi-
schen und pazifistischen Friedensbewegung, von radikalen 
Linken bis Christen, das anlässlich des Antikriegstags zusam-
mengekommen ist. Jetzt erst recht!

Die Solidarität der Beteiligten, der Rednerinnen und Red-
nern, der Kulturschaffenden und MusikerInnen, von zahlrei-
chen Anwohnerinnen und Anwohnern in der Straße der einge-
kesselten Demonstration hat die Demonstration und Kundge-
bung in veränderter Form dennoch möglich gemacht. Dieses 
Engagement hat den Antikriegstag gegen alle Versuche der 
Einschüchterung, der Eskalation und selbst massiver Polizei-
gewalt zu einem Tag der Solidarität gemacht, auf dem spürbar 
war: Es gibt eine Alternative zur Gewalt, und wir bringen sie 
in die Welt. 86 Jahre nach dem Überfall Nazi Deutschlands auf 
Polen, 80 Jahre nach der Befreiung von Krieg und Faschismus 
war die Botschaft dieser Demonstration: Die notwendige Zei-
tenwende der Humanität, der ungeteilten Menschenwürde und 
des Friedens sind wir selbst.

Der Friedensbewegung gehört die Zukun�, weil eine menschenwürdige 
Zukun� nur im Frieden möglich ist   Erklärung des Kölner Friedensforums
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